
SANDBOSTEL/BERLIN. „Erinne-
rungskultur und historisch-politi-
sche Bildung stärken – Gedenk-
stätten an den Orten des NS-Ter-
rors fordern größere Anstrengun-
gen für Aufarbeitung und Ver-
mittlung“: Anlässlich des 72. Jah-
restages der Befreiung von der
nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft und des Kriegsendes
richten sich die Gedenkstätten an
Orten des NS-Terrors, darunter
die Gedenkstätte Lager Sandbos-
tel, mit einer Stellungnahme an
die Vorsitzenden der im Bundes-
tag vertretenen Fraktionen, Mit-
glieder des Ausschusses für Kul-
tur und Medien sowie die ent-
sprechende Beauftragte der Bun-
desregierung.
Hintergrund: „Die Erinnerung

an die nationalsozialistischen
Verbrechen ist ein unverzichtba-
rer Bestandteil des demokrati-
schen Selbstverständnisses der
Bundesrepublik Deutschland.
Dieser breite, teilweise in heftigen
Konflikten in Politik und Gesell-
schaft errungene Konsens in der
Erinnerungskultur wird gegen-
wärtig vom erstarkenden Rechts-
populismus offen bekämpft“, so
Dr. Detlef Garbe von der KZ-Ge-
denkstätte Neuengamme als
Sprecher der Arbeitsgemeinschaft
der KZ-Gedenkstätten in
Deutschland.
„Im Mittelpunkt der immer

wieder zu leistenden historisch-
politischen Selbstvergewisserung
stehen die Gedenkstätten an den
historischen Orten des NS-Ter-
rors. Trotz der Weiterentwicklung
zu aktiven Museen und Lernor-
ten ist ihre Unterstützung nicht
ausreichend, um den bei stark ge-
stiegener Besucherzahlen und
sich verändernden gesellschaftli-
chen Herausforderungen in den
letzten Jahren massiv gewachse-
nen Aufgaben gerecht werden zu
können“, so Garbe.

„Mühsamer Prozess“
Die in den zurückliegenden Jahr-
zehnten in einem mühsamen Pro-
zess gesellschaftlicher Verständi-
gung erstrittene und gefestigte
bundesdeutsche Erinnerungskul-
tur werde von dem erstarkenden
Rechtspopulismus infrage gestellt.
Gerade jetzt komme den Gedenk-
stätten zur Erinnerung an die Op-
fer der nationalsozialistischen
Verbrechen, „die sich zu wichti-
gen Lernorten einer demokrati-
schen Gesellschaft und stark be-
suchten zeitgeschichtlichen Mu-
seen entwickelt haben, eine be-
sondere Verantwortung zu“.

Die Forderungen
Die Gedenkstätten benötigten ei-
ne bessere finanzielle und perso-
nelle Grundausstattung. Bei einer
Neujustierung der Gedenkstät-
tenkonzeption des Bundes seien
folgende Bereiche von vorrangi-
ger Bedeutung:
� Ausbau und Stärkung gedenk-
stättenpädagogischer Projekte,
transgenerationeller und interna-
tionaler Begegnungsprogramme
und zeithistorischer Forschungs-
vorhaben des jeweiligen Erinne-
rungsortes.
� Inhaltliche und bauliche An-
passungen und Überarbeitungen
von Gebäuden, Ausstellungen
und Bildungskonzepten.
� Umsetzung der vielfältigen
Aufgaben, die mit der Inklusion
und Teilhabe verbunden sind.
� Sicherung und Erschließung
der Sammlungen und Archive,
um den Wissenstransfer für die
nächsten Generationen sicherzu-
stellen
� Stärkung von fachlichem Aus-
tausch und Qualifikation der Ge-
denkstätten und Mitarbeiter.
Es gelte, die erfolgreiche Arbeit

der Gedenkstättenlandschaft zu
erhalten und zu stärken. (zz)
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